
nien — ausgebreitet, jedoch mit einer nach innen, gegen ,moderne' bürgerliche 
Minderheiten (Juden, Deutsche) gewandten Stoßrichtung und einer besonders auf 
die kleinagrarische Bevölkerung zielenden teils reaktionären, teils Sozialrevolutio­
nären, oft militant christlichen (die ,Eiserne Garde' in Rumänien stilisierte sich 
in einer Kreuzfahrer-Tradition) Ideologie. Von autoritären, selbst partiell ,faschi-
sierten' Regierungen niedergehalten, gelangten sie erst durch die Expansion Hit­
ler-Deutschlands zur Macht. Während der Faschismus in Frankreich trotz virulen­
ter Vorformen (Action francaise) wohl aufgrund einer sehr allmählichen, scho­
nenden ökonomischen und sozialen Transformation auch in der Krise der dreißiger 
Jahre eine primär sozialpsychologisch bedingte kleinbürgerliche Minderheitsreak­
tion blieb, gelangte er in Italien zu seiner klassischen Rolle. In der Wirtschafts­
krise einer verspäteten Nation mit verpaßter Agrarreform und politischer Fru­
stration (verstümmelter' Sieg 1918), die zur tiefen Krise des liberalen Systems 
wurde, konnte ein charismatischer Führer, von den alten Eliten aus Demokratie­
furcht toleriert, zwischen einem städtisch-mittelständischen Integrationsfaschismus 
und einem agrarisch-elitären Kaderfaschismus vermitteln und zunächst aus hete­
rogenen Kräften einen Polizeistaat aufbauen. Dieser faschisierte sich erst seit der 
Weltwirtschaftskrise zum totalitären Regime. Da es sich nicht in dem Maß wie der 
deutsche ,Radikalfaschismus' (Nolte) diskreditierte, konnte sich auch nach sei­
nem Untergang ein Neofaschismus von gewisser Brisanz halten. 

Wenn auch der Methodenpluralismus — besser Theorienpluralismus — konträre 
Implikationen teilweise zu glatt harmonisiert und man den Bezug der Faschismus­
typen zu den sozioökonomischen Strukturen und vor allem zu der jeweiligen politi­
schen Kultur manchmal gerne schärfer ausgeführt sähe, ist ein ebenso informativer 
wie anregender Überblick gelungen. Er zeigt der Forschung neue Aspekte — u. a. 
den bisher vernachlässigten Binnenwandel faschistischer Regime — und bietet der 
Lehre einen gediegenen Problem- und Literaturzugang. In der Diskussion um den 
Faschismusbegriff plädieren die Autoren in Abwägung der gemeinsamen Ziel­
setzungen und ,entbindenden' Krisenkonstellationen und der unterschiedlichen 
Rahmenbedingungen, Profile und Erfolge für einen differenzierten, weitreichen­
den Faschismusbegriff. Was seine Aktualität für die 3. Welt anlangt, berühre er 
sich zwar mit gegenwärtigen populistischen Bewegungen und autoritären Ent­
wicklungsdiktaturen, treffe sie aber nicht; und auch in der westlichen Welt könne 
man allenfalls von einem — meist sektenhaften — „Imitationsfaschismus" spre­
chen. 

München W e r n e r K. B l e s s i n g 

Harald B a c h mann , Joseph Maria Baernreither (1845—1925). Der Werde­
gang eines altösterreichischen Ministers und Sozialpolitikers. 

Verlag Ph. C. W. Schmidt, Neustadt/Aisch 1977, 178 S., DM 38.—. 

Die österreichische Geschichte der franzisko-josephinischen Zeit wird seit Jah­
ren — besonders auch von den USA aus — lebhaft untersucht. Die Gattung Bio-
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graphie allerdings ist dabei, den vorherrschenden Interessen und theoretisch-
methodologischen Positionen in der Neuesten Geschichte diesseits und jenseits des 
Atlantiks entsprechend, nur bescheiden vertreten. Umsomehr muß man Harald 
Bachmanns aus einem umfangreichen Nachlaß sehr sorgfältig erarbeitete Dar­
stellung begrüßen, die einen bisher zu wenig beachteten hohen Politiker und Staats­
mann Österreichs ins Licht rückt. 

Baernreither wurde durch seine Herkunft aus dem deutschen Prager Groß­
bürgertum, durch Studienjahre in Heidelberg und Studienreisen nach England, 
durch seine Berufsarbeit in der böhmischen Justiz und durch seine Tätigkeit als 
Abgeordneter im böhmischen Landtag früh auf die beiden Hauptfelder seiner 
politischen Aktivität geführt. Er war einmal als Deutschböhme in besonderem 
Maß von dem innenpolitischen Problem der Donaumonarchie, den Nationalitäten-
Konflikten, betroffen und — wie eine ganze Generation deutsch-österreichischer 
Politiker — um ihre Entschärfung bemüht. Daneben profilierte er sich jedoch 
vor allem als Sozialpolitiker. Er wirkte damit als maßgebender Innovator in 
einem Bereich, dessen steigende Bedeutung und Brisanz in Österreich Zu oft von 
den nationalen Auseinandersetzungen verdeckt wurde. Unter dem Leitprinzip 
,Staatshilfe und Selbsthilfe', d. h. durch weitgehende Sozialgesetze (Versicherun­
gen, Vermögensbildung) und pragmatische Arbeiterverbände, entwarf er — parla­
mentarisch und publizistisch — nach englischem Vorbild und als Anhänger des 
Kathedersozialisten Lujo Brentano eine antimarxistische, gouvernemental-liberale 
Sozialpolitik als Mittel eines Ausgleichs quer zu den ethnischen Fronten der Mon­
archie. Die Chance zur Realisierung dieses Programmes, die Baernreither 1898 
und 1917 durch die Berufung zum Minister erhielt, konnte er schon aufgrund der 
jeweils sehr kurzen Amtsdauer nur begrenzt nutzen. Ähnlich mußten seine ein­
dringlichen Forderungen nach einer dem sozialen Wandel angemessenen Jugend­
fürsorge weitgehend hinter der finanziell aufwendigen nationalen Konzessions­
politik zurückstehen. 

Dieser Politik stand Baernreither, der aus kultureller Tradition und um der 
Leistungsfähigkeit des politischen Systems willen eine ,deutsche Haltung' ein­
nahm und das allgemeine, gleiche Wahlrecht vor einer Fixierung der nationalen 
Kompetenzen ablehnte, skeptisch gegenüber. Er resignierte im Grunde schon vor 
1914 vor dem Nationalitätenkonflikt, vor allem dem Böhmens. Dafür suchte er, 
der sich zum Balkanspezialisten bildete, zwischen der Monarchie und Serbien zu 
vermitteln und wandte sich vor und während des Krieges gegen die Abhängigkeit 
von der imperialistischen Politik des Deutschen Reiches. 

In zentralen Spannungszonen der späten Habsburger Monarchie als Reformer 
administrativ, publizistisch und politisch engagiert für die Stabilisierung dieser 
Monarchie tätig, mußte Baernreither gleichwohl eine rasch schwindende Wirkung 
solcher Integrationsarbeit erfahren und schließlich den Untergang der Monarchie 
erleben. Gerade diese Figur, die nicht dem engeren Führungskreis angehörte und 
der individuellen ,Uberprofilierung' des Spitzenpolitikers unterlag, zeigt bei­
spielhaft, wie der Handlungsspielraum und die Erfolgschancen ,schwarzgelber' 
Politik in den letzten Dezennien Österreich-Ungarns abnahmen. Zum einen setz­
ten immer stärkere Gegner dieser Politik immer engere und härtere Grenzen. Und 
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zum anderen verfehlten auch mutige Reformkonzepte, wie sie Baernreither ver­
trat, zunehmend die politische, soziale, kulturelle Realität, da sie in einem vor­
demokratischen Ordnungsbild gründeten. Daß die vorliegende dichte und weit­
greifende politische Biographie diese — in ihr angelegte — exemplarische Dimen­
sion nicht aufzeigt, daß sie die Fremd- wie die Selbstbegrenzungen konservativer 
Reform als Hauptproblem und Hauptdilemma der progressiven Gruppen in der 
altösterreichischen Elite nicht thematisiert, bleibt ein bedauerlicher Erkenntnis­
verzicht. 

München W e r n e r K. B l e s s i n g 

Karl F. Helleiner, Free Trade and Frustration: Anglo-Austrian Negotia­
tions 1860—1870. 

University of Toronto-Press, Toronto 1973, VIII + 152 S. 

Helleiners Buch ist eine hervorragende kleine Studie zur Diplomatie im 19. Jahr­
hundert. Der Autor untersucht diese Dekade englisch-österreichischer Verhandlun­
gen bis ins kleinste Detail, beschränkt sich aber nicht auf die genaue Darstellung der 
beiden Verträge von 1865 und 1869, sondern vermittelt dem Leser darüber hinaus 
die besondere Atmosphäre diplomatischer Verhandlungen zu einer Zeit, als die 
Diplomaten noch viel freien Spielraum und Einfluß auf ihre Regierungen hatten. 

Die englisch-österreichischen Verhandlungen erscheinen hier vor dem Hinter­
grund der britischen Freihandelspolitik und der österreichischen Schutzzöllmaß­
nahmen. Grundsätzlich war es das Ziel des von Großbritannien vorgeschlagenen 
Vertrages, Österreich zum Wirtschaftsliberalismus zu bekehren: „Man versprach 
sich dabei eine Verstärkung der von Zeitgenossen als unwiderruflich angesehenen 
Tendenz zu freiem Warenaustausch und internationaler Arbeitsteilung, eine Ent­
wicklung, die, wie man hoffte, zu weltweitem Wirtschaftswachstum und zu freund­
schaftlichen Beziehungen zwischen den Völkern führen sollte." (S. 3 f.) Auf der 
anderen Seite waren in Österreich die Unternehmer sowohl in der Regierung wie 
im Reichsrat sehr gut vertreten und daher in der Lage, ihre protektionistische Poli­
tik — ihrer Meinung nach eine wesentliche Voraussetzung für die Entwicklung der 
österreichischen Industrie — zu verteidigen. 

Helleiners Darstellung stützt sich auf die offiziellen Akten, die er in Wien und 
London einsehen konnte, und ergänzt damit eine frühere Untersuchung, die allein 
die Quellen der österreichischen Staatsarchive heranzog. Somit ist es dem Autor 
möglich, jeden Zug und Gegenzug der beiden Seiten zu verfolgen, wobei er nicht 
nur den Gang der Verhandlungen, sondern auch die Haltung der wichtigsten Ak­
teure beschreibt. 

Nach dem Cobden-Chevalier-Vertrag mit Frankreich vom Jahre 1860, mit dem 
die britische Freihandelspolitik ihren Anfang nahm, hielt es Premierminister Glad-
stone für opportun, allen anderen Staaten dieselben Zollkonzessionen einzuräumen. 
Man hoffte, daß dann auch die Exportzölle für die für England bestimmten Güter 
gesenkt würden, so z. B. für Lumpen, woran die britischen Papierhersteller großen 
Bedarf hatten. So entstand zunächst der Vertrag von 1865, dann der neue Vertrag 
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